
Der Patient ist grundsätzlich insbe-
sondere sowohl über die spezifischen
behandlungstypischen Risiken (Risiko-
aufklärung vor der Behandlung) als
auch die einzuhaltenden Verhaltens-
maßregeln zur Sicherung des Behand-
lungsziels bzw. -erfolgs (therapeutische
Aufklärung meist nach der Behandlung)
aufzuklären. Die Differenzierung ist pro-
zessual bedeutsam, da die Risikoaufklä-
rung vom Arzt, die therapeutische Auf-
klärung jedoch vom Pa-
tienten zu beweisen ist.
Dokumentiert werden
sollten diese Maßnah-
men in  jedem Fall,
denn nicht Doku-
mentiertes gilt,

sofern es sich nicht um medizinisch
Selbstverständliches handelt, rechtlich
bis zum  Beweis des Gegenteils als nicht
erfolgt.

Haftungsrechtliche Aspekte

Prophylaxemotivation und 
-aufklärung als zahnärztlicher
Behandlungs standard
Die Rechtsprechung ordnet die dem Pa-
tienten zu erteilenden  Hinweise zur rich-
tigen Zahnpflege der therapeutischen

Aufklärung zu.1 Das OLG Stuttgart hat
z. B. festgestellt, dass das erhöhte
Kariesrisiko bei der Behandlung mit

einer festen Spange kein der Behand-
lung anhaftendes aufklärungs-

pflichtiges Behandlungs-

risiko darstelle, sondern die Aufklärung
über die Notwendigkeit einer  besonders
sorgfältigen Zahnhygiene dem Bereich
der therapeutischen Sicherheitsaufklä-
rung zuzuordnen sei.2 Ebenfalls im Kon-
text einer kieferorthopädischen Behand-
lung hat das OLG Koblenz klargestellt,
dass ein Zahnarzt in der Regel nicht ver-
pflichtet sei, auf das Erfordernis regel-
mäßiger Mundhygiene hinzuweisen.
Den insoweit in Betracht kommenden
Sorgfaltspflichten sei jedenfalls durch
Aushändigung entsprechender Merk-
blätter genügt.3 Ähnlich hat das OLG
Düsseldorf für den  Bereich der allge-
meinzahnärztlichen Behandlung ent-
schieden.4 Es könne „unterstellt wer-
den, dass es im Einzelfall Aufgabe des
Zahnarztes sein kann, seinen Patienten
über eine geeignete Zahnpflege aufzu-
klären und dabei auch eine Änderung
der Reinigungsgewohnheiten anzuspre-
chen“; dabei handele es sich begrifflich
um therapeutische Aufklärung. Das
 Gericht bezog sich im Rahmen seines
klageabweisenden Urteils dabei vor
allem auf die in der Dokumentation
mehrfach vermerkten Hinweise auf die
mangelhafte Mundhygiene.
Ratschläge zur richtigen Zahnpflege
sind vor allem im Zusammenhang mit
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prothetischen Behandlungen zu ertei-
len. Wird im Rahmen der Planung die
Extraktion eines Zahnes erwogen, so ist
zu beachten, dass eine solche nur als
letzte Behandlungsmöglichkeit in diziert
ist, wenn konservative Behandlungs -
alternativen zu keiner Besserung geführt
haben5 bzw. aussichtslos erscheinen
oder  gescheitert sind.6

Das OLG Hamm hat explizit zur prothe-
tischen Versorgung eines Jugendlichen
entschieden, dass eine Zahnextraktion
nur indiziert ist, wenn der Zahn nicht er-
haltungswürdig ist. Davon sei die Erhal-
tungswürdigkeit eines Zahnes zu unter-
scheiden. Werde die Erhaltungswürdig-
keit von erhaltungsfähigen Zähnen
schon bei der ersten Behandlung eines
16-jährigen Patienten ausgeschlossen,
so entspreche dies nicht gutem zahnärzt-
lichen Standard. Es müsse vielmehr zuvor
versucht werden, bei dem jugendlichen
Patienten ein Verständnis für die Mund-
und Zahnhygiene zu entwickeln.7 Wegen
der insoweit nicht indizierten (weil ver-
frühten) Extraktion von acht Zähnen 
hat das OLG Hamm bereits im Jahr 2001 
ein Schmerzensgeld von DEM 30.000,00
 zugesprochen.

Dentalhygienische Behandlung 
und Aufklärung
Im Bereich dentalhygienischer Maßnah-
men ist nach Bleaching-Behandlungen
(gerade von bereits devitalen Zähnen) als
Teil der therapiesichernden Aufklärung
auch der Hinweis erforderlich, dass be-
handelte Zähne in den Tagen nach dem
„Bleaching“ operationsbedingt erheblich
geschwächt und damit besonders anfäl-
lig für Brüche und sonstige Verletzungen
sind. Allerdings kann ein etwaiger Scha-
densersatzanspruch für einen aufgrund
eines Belastungsbruches frakturierten
Zahnes deshalb zu reduzieren sein oder
sogar ganz ausscheiden – so für den Fall
eines bereits nervtoten gebleachten Zah-
nes entschieden –, weil der Zahn ohne-
hin verloren gegangen wäre.8

Prophylaxe als Patientenpflicht
Schließlich wird die Zahnhygiene oftmals
im prozessualen Kontext von Behandler-
seite als Einrede eingesetzt. Dabei wird
in der Regel gegen einen von Patienten-
seite erhobenen Schadens ersatzanspruch

geltend gemacht, den Patienten treffe
aufgrund mangelhafter Compliance,
sprich unzureichender Zahnpflege, ein
Mitverschulden. Dies erfolgt mit dem
Ziel, einen etwaigen Anspruch des Pa-
tienten wenn schon nicht vollständig, so
doch dem Umfang nach zu reduzieren.
Da der Einwand des Mitverschuldens
einen der Beklagtenseite vorteilhaften
Umstand darstellt, sind die zugrunde lie-
genden Tatsachen vom Zahnarzt zu be-
weisen.9 Zulässige Beweismittel sind in
diesem Zusammenhang vor allem der
Zeugen- und der Urkundenbeweis. Prak-
tisch bedeutet dies, dass Prophylaxe-
bzw. Pflege hinweise im Rahmen von 
ZE-Behandlungen jedenfalls sorgfältig
 dokumentiert werden sollten. Darüber
hinaus kann die Frage der prinzipiellen
Hygienisierbarkeit auch zum Gegen-

stand sachverständiger Begutachtung
gemacht werden. Wird diese als unzu-
reichend beurteilt, kann sich eine Haf-
tung unter dem Gesichtspunkt eines
Planungsfehlers ergeben.

Wer darf dentalhygienische sowie 
Prophylaxemaßnahmen erbringen?
Dentalhygienische und Prophylaxemaß-
nahmen, wie z. B. PZR mittels Airflow
und vor allem Bleaching, haben unstrei-
tig auch eine kosmetische Komponente.
Es kann sich dann die Frage stellen, ob
es sich bei diesen Maßnahmen um eine
„Ausübung der Zahnheilkunde“ nach
§1 Zahnheilkundegesetz handelt – mit
der Folge, dass diese nur von approbier-
ten Zahnärzten oder unter deren
 Aufsicht (Delegation) vorgenommen
werden dürfen. 
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Die Frage wurde in der erstinstanz lichen
Rechtsprechung zunächst verneint, so-
dass diese Maßnahmen auch in Kosme-
tikstudios angeboten werden konnten.10

Das OLG Frankfurt am Main hat im 
Jahr 2012 jedoch eine anderslautende
erstinstanzliche Entscheidung des LG
Frankfurt aufgehoben und festgestellt,
dass das Einfärben von Zähnen (Zahn -
bleaching) sowie die Zahnreinigung mit
einem Pulver-Wasserstrahl-Gerät als
Ausübung der Zahnheilkunde grund -
sätzlich approbierten Zahnärzten vor -
behalten ist und nicht selbstständig
 erbracht werden darf, wenn dies ohne
Zusammenwirken mit einem Zahnarzt
geschieht, der vor der Behandlung
deren Risiken bei dem Patienten beur-
teilt hat.11 Damit ist es jedoch, worauf
das OLG Frankfurt hinweist, nicht aus-
geschlossen, dass z. B. ein Patient zeit-
nah vor der Behandlung in einem Zahn-
kosmetikstudio eine zahnärztliche Un-
bedenklichkeitsbescheinigung einholt
und die Behandlung sodann dort durch-
geführt wird.
Hinzuweisen ist in diesem Zusammen-
hang jedoch auf eine strafrechtliche Ent-
scheidung des AG Nürtingen aus dem
Jahr 2011, wonach eine gelernte zahn-
medizinische Fachassistentin mit zehn -
jäh riger Berufserfahrung, die neben
ihrer Teilzeitbeschäftigung in einer
Zahnarztpraxis im Umfang von 2,5 Wo-
chentagen in einem von ihr betriebenen
Zahnkosmetikstudio PZR im Airflow-Ver-
fahren durchführte, wegen unerlaubter
Ausübung der Zahnheilkunde zu einer
Geldstrafe verurteilt wurde.12 Insofern
bleibt die Frage, ob die Strafbarkeit ent-
fällt, wenn die Behandlungen unter Ein-
bindung eines Zahnarztes vorgenom-
men werden.
Nur am Rande sei schließlich erwähnt,
dass es sich bei Faltenunterspritzungen
mit Hyaluronsäure und/oder Botulinum-
toxin („Botox“) um eine Ausübung der
Heilkunde und nicht der Zahnheilkunde
handelt13, mit der Folge, dass diese
Maßnahmen weder von Zahnärzten
noch von Kosmetikerinnen erbracht wer-
den dürfen.

Wettbewerbsrechtliche Aspekte
Im Zuge zunehmenden Wettbewerbsdru-
ckes sind gerade PZR und Bleaching-Be-

handlungen in der Vergangenheit ver-
stärkt im Praxismarketing eingesetzt
worden. Zwar ist das ärztliche Werbe-
recht durch zunehmende Liberalisie-
rungstendenzen gekennzeichnet.14

Ins besondere, wenn mit Werbemaß-
nahmen Zahlungsflüsse an Dritte ver-
bunden sind, ist wegen des Zuwei-
sungsverbotes jedoch Vorsicht geboten.
Verstöße können nicht nur berufsrecht-
lich geahndet werden, sondern begrün-
den zudem auch wettbewerbsrechtliche
Unterlassungs- und ggf. Schadenser-
satzansprüche. Rechtlich höchst be-
denklich sind darüber hinaus mit der
Ankün digung von Preisnachlässen ein-
hergehende Werbemaßnahmen.

Sachlichkeitsgebot
Ein gänzliches Werbeverbot, wie es frü-
her einmal bestand, ist verfassungswid-
rig.15 Ärzte dürfen ihre Leistungen be-
werben, sind  dabei aber zur sach lichen
Darstellung verpflichtet. Das schließt
emotional gefärbte Sympathiewerbung
nicht aus; es besteht keine Beschrän-
kung auf nüchterne Faktenwiedergabe.
Eine konkrete gesetzliche Vorgabe, die
das Kriterium der Sachlichkeit definiert,
besteht jedoch nicht. Umfangreiche Ein-
zelfallrechtsprechung ist die Folge. 
Berufswidrig weil unsachlich ist ins -
besondere anpreisende, irreführende,
herabsetzende oder vergleichende Wer-
bung. Als berufswidrig eingestuft wor-
den sind z. B. Aussagen wie „Strahlend
weiße Zähne – Bleachen! Hässliche
Zähne? – Veneers! Schiefe Zähne? –
Unsichtbare Klammer!“.16 Auch die Be-
werbung als zeitlich beschränktes Ange-
bot ist mit der beruflichen Integrität von
Zahnärzten nicht vereinbar („Wir bieten
deshalb in einer Sommeraktion bis Ende
September kostenfreien bzw. preiswer-
ten Zahnersatz an.“).17

Werbung und Patientenzuweisung
Jüngere prominente Entscheidungen
betrafen vor allem die Bewerbung bzw.
Versteigerung von Zahnreinigungen
und Bleaching-Leistungen auf entspre-
chenden Internetplattformen. Dem liegt
u. a. ein Geschäftskonzept zugrunde,
wonach der Zahnarzt einen großen Teil
seiner Vergütung an den Portalbetrei-
ber ab zuführen hat. Dies verstößt nach

der hierzu ergangenen Rechtsprechung
jedoch gegen das berufsrechtliche Ver-
bot, für die Zuweisung und Vermittlung
von Patienten ein Entgelt zu fordern
oder selbst zu versprechen oder zu ge-
währen.18 Die betreffenden Abreden
sind daher nichtig. Anbieter sind wett-
bewerbsrechtlich zur Unterlassung ver-
pflichtet. Gegen teilnehmende Ärzte
wurden darüber hinaus auch berufs-
rechtliche Verfahren von den Zahn -
ärztekammern eingeleitet.

Werbung und Preisgestaltung
Die Vergütung zahnärztlicher Leistun-
gen ist für den Bereich privater Behand-
lungen abschließend in der GOZ (bzw.
soweit anwendbar der GOÄ)  geregelt.
 Vermeintlich werbewirksame Rabattie-
rungen begründen daher analog den
vorstehenden Ausführungen in aller
Regel sowohl wettbewerbs- als auch
berufsrechtlich relevante Rechtsver-
stöße.
Die GOZ enthält zwingende Vorgaben für
die Honorarermittlung. Pauschalhono-
rare, u.a. für Zahnreinigungen19, sind un-
zulässig und können gleichzeitig auch
eine unsachliche Werbung darstellen.20

Gleiches gilt für auf den Eigenanteil er-
teilte Gutscheine21 und über Treuekarten
gewährte Preisnachlässe.22 Grundsätzlich
unzulässig ist zudem die kostenlose oder
 nahezu kostenlose Leistungserbringung
(z.B. komplette PZR für EUR 0,99).23 An-
deres kann gelten, wenn Preisnachlässe
in öffentlich-rechtlichem Kontext erfol-
gen. So hat das Kammergericht eine Aus-
nahme für das Angebot einer kosten -
losen Fissurenversiegelung für Kinder im
Zusammenhang mit einer von einer
Krankenkasse getragenen und auf vier
Monate befristeten Aktion („Monate der
Zahngesundheit“) zugelassen.24
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